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KURZ KOMMENTIERT
Lohnpolitik

Steuersenkungen als Alternative?
D e r bereits im September 1973 von der Koalitions­
mehrheit abgelehnte Steuergesetzentwurf der Op­
position, nach dem Steuererleichterungen als In­
flationsausgleich noch vor dem geplanten Inkraft­
treten der Einkommensteuerreform eingeführt 
werden sollten, wurde erneut von der Opposition 
In den Bundestag eingebracht. Dieses Mal stand 
jedoch die Absicht im Vordergrund, das steuer­
liche Inflationsentlastungsgesetz (Erhöhung des 
Grundfreibetrages auf 3000 DM, Verdoppelung 
des Arbeitnehmerfreibetrages, Anhebung der 
Werbekostenpauschale für Einkünfte aus Kapital­
vermögen auf 450/900 DM) rückwirkend vom
1.1.1974 quasi als zusätzliches Angebot der öffent­
lichen Arbeitgeber in die Tarifverhandlungen im 
öffentlichen Dienst einzubeziehen. Auch in den 
anderen Tarifbereichen sollte durch diesen Steuer­
verzicht ein mäßigender Einfluß auf die Höhe der 
Tarifabschlüsse erreicht werden. Die Arbeitgeber­
seite im Metallbereich unterstützt den Oppositions­
vorschlag In der Erwartung, zusätzliche Lohn­
kosten auf den Staat überwälzen zu können.
Sicher ist nicht zu leugnen, daß im gegenwärtigen 
Steuersystem Inflationsbedingte Steuererhöhun­
gen die Lohnforderungen zusätzlich in die Höhe 
treiben. Das als Sofortprogramm konzipierte In­
flationsentlastungsgesetz mag daher populär sein, 
es läßt jedoch die Einkommensteuerreformpläne 
sachlich und zeitlich zur Makulatur werden. Im 
Sinne einer inflationsneutralen Gestaltung des 
Steuersystems wäre es folglich besser, Alternativ­
vorschläge im Rahmen der Diskussion über die 
Einkommensteuerreform zu entwickeln. Außerdem 
hat die steuerliche Entlastung als Beitrag zur Ent­
spannung der Tarifauseinandersetzungen zur 
Folge, daß die staatliche Steuerpolitik dem Spiel 
der Kräfte im vorparlamentarischen Raum über­
lassen wird, und in zukünftigen Lohnverhandlun­
gen würde der Finanzminister als dritter Tarif­
partner von vornherein in die Lohnrunde mit ein­
bezogen werden. Die autonome Steuerpolitik des 
Staates bliebe damit auf der Strecke. ws

ölp re ise

Drastische Steigerungen
Die Preise für Mineralöl und Mineralölprodukte 
sind seit Oktober letzten Jahres explodiert. Es be­
gann damit, daß die arabischen Staaten ihre 
posted prices für Rohöl Im Oktober und schließ­
lich nochmals zum 1. Januar drastisch erhöhten. 
Verglichen mit September 1973 setzte z. B. Saudi- 
Arabien den posted price für leichtes Rohöl von 
3 $ je Barrel (159 Ltr.) auf 11,7 $ je Barrel im

Januar herauf. Diese Preisentwicklung ist auch für 
andere am Persischen Golf geförderten Rohöle 
repräsentativ. Libyen erhöhte den posted price für 
Rohöl von 4,6 S im Oktober auf 15,8 $ im Januar.

Unter der Annahme konstanter Förder- und Fracht­
kosten und mit den Einfuhranteilen für die Bun­
desrepublik gewichtet, dürfte sich damit der Roh­
ölpreis in $ auf etwa das 2' /2-fache erhöht haben. 
Gleichzeitig aber stieg der Dollarkurs an den 
Devisenbörsen von Ende September bis Ende Ja­
nuar um knapp 20 °/o. Zusammengerechnet dürfte 
damit Ende Januar der Rohölpreis in DM gerech­
net um rd-aoo^/o gegenüber Oktober gestiegen 
sein. Im September belief sich der Durchschnitts­
wert des eingeführten Rohöls auf etwa 76 DM. 
Jetzt dürfte er nach dieser Rechnung bei etwa 
230 DM je Tonne liegen.

Diese drastischen Rohstoffpreiserhöhungen kön­
nen nicht ohne Wirkung auf die Abgabepreise der 
Raffinerien sein. Ob die Preiserhöhungen so hoch 
ausfallen mußten, wie dies jetzt geschehen ist, 
läßt sich jedoch ohne näheren Einblick in die 
Kostenstruktur der Raffinerien kaum beurteilen. 
Der direkte Effekt dieser Preisanhebungen dürfte 
sich allein von September bis Februar mit über 
einem Prozent im Anstieg des Preisindex für die 
Lebenshaltung aller privaten Haushalte nieder­
schlagen. Dazu kommen noch die indirekten Wir­
kungen, die sich in Form von Kostenanstößen in 
den Verarbeitungsstufen der Wirtschaft ergeben 
und letztlich an die Endnachfrage weitergegeben 
werden. Ihr Ausmaß läßt sich nur grob umreißen. 
Gestützt auf Input-Output-Tabellen aus dem Jahre 
1967 dürfte sich für das Jahr 1974 im Durchschnitt 
ein Preisanstoß von insgesamt über 2®/o für den 
privaten Verbrauch ergeben. bg

Franc-Floating

Ende der Währungsunion?
Die vom französischen Staatspräsidenten Pom- 
pidou.als Akt der Notwehr bezeichnete Wechsel­
kursfreigabe des Franc schuf für die Entwicklung 
der Europäischen Gemeinschaft neue Fakten. Die 
Ölpreiserhöhungen lassen zwar für 1974 ein Defi­
zit der französischen Leistungsbilanz von 18 Mrd. 
FF und der Zahlungsbilanz von 24 Mrd. FF er­
warten, so daß wechselkurspolitische Maßnahmen 
Frankreichs unumgänglich schienen. Offen bleibt 
aber, warum Frankreich nicht versuchte, die Lei­
stungsbilanz durch eine einmalige, von den Part­
nern wahrscheinlich tolerierte kräftige Abwertung 
zu sanieren, womit es sich den Vorwurf euro­
päischer Destruktion erspart hätte.

Optimisten mögen die französische Maßnahme 
zwar als Durchbruch zum ökonomischen Realis-
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mus deuten. Denn sie bedeutet eine Aufgabe des 
„monetaristischen“ zugunsten des „öl<onomisti- 
schen“ Ansatzes der Integration. Nach ilim ist die 
gemeinsame Währungspolitik kein geeigneter 
Motor, die Integration voranzutreiben, und sie 
sollte daher erst nach der Harmonisierung der 
Wirtschaftspolitiken eingeführt werden. Die bis­
herigen Erfahrungen zeigen aber leider, daß 
Frankreich nur dort zur wirtschaftspolitischen 
Harmonisierung bereit ist, wo es Vorteile erzielen 
kann. Belastende Maßnahmen werden dagegen, 
wie die Verhandlungen über den Regionalfonds 
verdeutlichen, als uneuropäisch abqualifiziert. 
Heute hat es den Anschein, als versuche Frank­
reich der Gemeinschaft eine neue „Qualität“ zu 
geben und anstelle der angestrebten föderativen 
Staatengemeinschaft nur noch eine zwischen­
staatliche Kooperation ä la carte zu setzen. In­
sofern könnte die Entscheidung über das Franc- 
Floating ein Fanal dafür gewesen sein, daß die 
europäische Wirtschafts- und Währungsunion 
scheitern wird. kr

Außenhandel

US-Handelsbilanz wieder positiv
Nach dem Rekorddefizit von 1972 in Höhe von 
6,4 Mrd. US-$ weist die amerikanische Handels­
bilanz für das Jahr 1973 erstmals wieder schwarze 
Zahlen auf. Der Aktivsaldo von 1,7 Mrd. US-$ 
ergab sich vor allem aufgrund einer ungewöhnlich 
starken Zunahme der amerikanischen Ausfuhren. 
Denn während die Importe der USA wertmäßig 
um rd. 2 4 %  höher als vor Jahresfrist lagen, stie­
gen die Exporte dem Wert nach um^44°/o an. 
Schneller als erwartet haben sich damit die Ab­
wertungen des Dollars und die Preiskontrollen 
in den USA positiv im Sinne einer verbesserten 
Wettbewerbsfähigkeit amerikanischer Waren auf 
den Weltmärkten ausgewirkt. Zumindest wird 
diese Auffassung von amerikanischen Regierungs­
mitgliedern vertreten. Hier scheint allerdings 
Skepsis geboten. Sicher, die Tatsache, daß die 
verbesserte Wettbewerbslage der amerikanischen 
Industrie dem Export von Industriegütern, ins­
besondere Maschinen, beträchtlichen Schwung ver­
liehen hat, kann nicht geleugnet werden. Aus­
schlaggebend für die deutliche Aktivierung der 
Handelsbilanz ist jedoch die überproportionale 
Steigerung der Ausfuhren von Agrarprodukten 
gewesen. Denn mit plus 134 %  lag die Steige­
rungsrate der amerikanischen Agrarexporte er­
heblich über der Zuwachsrate der Gesamteinfuh­
ren. Zurückzuführen ist dies vor allem auf die 
Ernteeinbußen des Jahres 1972 infolge ungün­
stiger Witterungsbedingungen in der UdSSR, Süd­
ostasien, Australien und Teilen Lateinamerikas und 
Afrikas — ein Einflußfaktor also, der lediglich von 
vorübergehender Art gewesen ist.

Unabhängig hiervon muß angesichts der jüngsten 
Entwicklungen im Bereich der Energierohstoffe 
damit gerechnet werden, daß die amerikanische 
Handelsbilanz im laufenden Jahr wieder tief ins 
Defizit rutscht. Bereits 1973 mußten rd. 7 5 %  oder 
3.2 Mrd. US-$ mehr für Ölimporte ausgegeben 
werden. Für dieses Jahr werden die hierfür an­
fallenden Kosten einer ersten Analyse des US- 
Handelsministeriums zufolge mit 12 Mrd. US-$ 
angesetzt. Wenn sich die Situation nicht grund­
legend ändert, dürfte das Rekorddefizit von 1972 
also noch überschritten werden. fjj

BRD-UdSSR

Atomstrom aus Königsberg?
Das im Januar Unterzeichnete Programm über 
langfristige Perspektiven der deutsch-sowjetischen 
Zusammenarbeit umfaßt neben anderen Groß­
projekten auch das Vorhaben über den Bau von 
vier kompletten 1 300-MW-Kernkraftwerken durch 
die BRD. Als Standort für zwei dieser Werke ist 
nach Moskauer Plänen ein Gebiet nahe Königs­
berg in Ostpreußen vorgesehen, um von dort 
Elektrizität allein für die BRD liefern zu können.

Die Vorteile dieser Projekte für die Sowjets dürf­
ten neben der Erhöhung der eigenen Atomstrom­
kapazität zum einen im Erwerb erheblichen tech­
nischen Know-hows zu suchen sein, da der Trans­
port elektrischer Energie und der Bau bisher un­
bekannter Kraftwerksgrößen mit der Anwendung 
neuer technologischer Verfahren verbunden ist. 
Zum anderen werden hierdurch die Voraussetzun­
gen geschaffen, einen von den Sowjets offenbar 
angestrebten ost-westlichen Leistungsverbund zu 
verwirklichen.

Vor Abschluß eines Vertrages werden jedoch eine 
Reihe gewichtiger Fragen zu klären sein. So mo­
nierte das RWE, daß bisher keine Reserveleistun­
gen — wie in Westeuropa üblich — bei eventu­
ellen technischen Stromausfällen vorgesehen 
seien. Da die Leitungstrasse durch die DDR und 
Polen führen würde, wären überdies zunächst 
noch mit diesen Ländern entsprechende Verein­
barungen zu treffen.

Ungeklärt ist bisher auch das leidige Finanzie­
rungsproblem. Bis zur Zahlung in Form von Ener­
gie in frühestens 7 Jahren wären rd. 6 Mrd. DM 
zwischenzufinanzieren, eine Aufgabe, deren Lö­
sung durch die Enthaltsamkeit der Bundesregie­
rung bei Zinssubventionen nicht erleichtert wird. 
Angesichts zunehmender westlicher Konkurrenz 
auf dem Ostmarkt — beim Atomprojekt ist der 
US-Konzern Westinghouse offenbar Mitbewer­
ber — könnte sich die Bundesregierung jedoch 
zum Umdenken gezwungen sehen. Und die Öl­
knappheit dürfte hier ein übriges bewirken. ud
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